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Schutzmaßnahmen
§ 6

Personen, die an einer übertragbaren Krankheit im 
Sinne dieser Verordnung leiden, krankheitsverdächtig 
oder ansteckungsverdächtig sind, können einer Absonde­
rung oder Beobachtung unterworfen werden. Auch 
können ihnen oder den für sie sorgenden oder verant­
wortlichen Personen die zur Verhütung der Verbreitung 
der Krankheit erforderlichen Verhaltungsmaßregeln, ins­
besondere auch die Fernhaltung vom Schulbesuch und 
von der Arbeitsstätte, auferlegt werden.

§ 7
Bei Erkrankungen nach § 1 А hat in jedem Falle, bei 

Verdacht auf eine der dort genannten Erkrankungen auf 
Vorschlag des behandelnden Arztes oder auf Entschei­
dung des Bezirksgesundheitsamtes bzw. des Magistrats 

— Abteilung für Gesundheitsdienst — die Unterbringung 
in einer geeigneten Krankenanstalt zu erfolgen.

Bei Erkrankungen nach § 1 В kann die Behandlung 
auch in der Wohnung des Erkrankten durchgeführt 
werden, wenn die notwendige Absonderung getroffen 
werden kann. Im Zweifelsfall entscheidet nach Anhören 
des behandelnden Arztes das Bezirksgesundheitsamt bzw. 
der Magistrat — Abteilung für Gesundheitsdienst .

Bei Erkrankungen nach § 1 C hat bei starker Bazillen­
ausscheidung, bei unerfüllbaren Anordnungen an die 
häusliche Pflege und bei solchen Bäzillenausscheidern, 
die die Vorschriften der laufenden Desinfektion nicht 
befolgen, Unterbringung in einer geeigneten Kranken­
anstalt zu erfolgen.

Bei Erkrankungen nach § 1 D hat die Absonderung in 
einer geeigneten Krankenanstalt zu erfolgen, wenn auf 
Vorschlag des behandelnden Arztes der klinische Befund 
diese erfordert oder wenn nach Feststellungen der Be­
ratungsstelle für Geschlechtskranke in der Person oder 
Tätigkeit des Erkrankten eine besondere Gefahr für die 
Weiterverbreitung der Erkrankung liegt.

§ 8
Das Bezirksgesundheitsamt hat eine laufende Des­

infektion bei den Krankheitsfällen anzuordnen, bei denen 
angenommen werden muß, daß Gegenstände und Räume 
mit Krankheitserregern behaftet sind. Bei Erkrankungen 
nach § 1C sind hierzu in erster Linie die Beauftragten 
der Tuberkulosefürsorgestellen heranzuziehen. Bei der 
Beschaffung, bei der Anleitung der Zubereitung und An­
wendung der Desinfektionsmittel sind die Erkrankten 
und ihre Angehörigen weitgehend zu unterstützen.

Wenn nach Erlöschen der Erkrankung oder bei 
Wohnungswechsel des Erkrankten eine Schluß­
desinfektion in Betracht kommt, so hat das Bezirks­
gesundheitsamt diese anzuordnen und mit den vorhan­
denen Einrichtungen (Desinfektionsanstalten) durch­
zuführen.

§ 9
Die zum Krankentransport in Berlin zugelassenen Be­

sitzer von Fahrzeugen sind verpflichtet, auch alle ihnen 
aüfgetragenen Transporte bei Erkrankungen nach § 1 
dieser Verordnung durchzuführen und die Transport-' 
mittel einer ausreichenden Desinfektion zu unterziehen. 
Vorhandene Einrichtungen in' Desinfektionsanstalten 
und Krankenanstalten können dafür zur Verfügung ge­
stellt werden.

§ 10
Personen, die’ an einer übertragbaren Erkrankung im 

Sinne dieser Verordnung leiden, krankheitsverdächtig

oder ansteckungsverdächtig sind, kann die Ausübung 
bestimmter Berufe und die Tätigkeit in bestimmten Be­
trieben ganz oder teilweise untersagt werden.

§ 11
Jugendliche Personen aus Behausungen, in denen über­

tragbare Erkrankungen vorgekommen sind, können zeit­
weilig vom Schulbesuch ausgeschlossen werden, über 
die Durchführung der Bekämpfung in den Schulen er­
gehen besondere Bestimmungen.

§ 12
Der Magistrat der Stadt Berlin — Abteilung für Ge­

sundheitsdienst — kann für besonders gefährdete Berufs­
gruppen und Altersklassen Schutzimpfungen anordnen; 
Pflegepersonen und andere berufsmäßig mit der Ver­
sorgung von Infektionen beschäftigten Personen können 
Verkehrs- und Berufsbeschränkungen auf erlegt werden.

§ ГЗ
Bazillenausscheider können einer besonderen gesund­

heitlichen Beobachtung, wiederholter ärztlicher Unter­
suchung, der Verpflichtung zur Desinfektion der die 
Krankheitskeime enthaltenen Ausscheidungen, Verkehrs­
beschränkungen und sonst etwa erforderlichen Ver­
haltungsmaßregeln unterwerfen werden. Sie dürfen nach 
näherer Anordnung nicht bei der Gewinnung oder Be­
handlung von Lebensmitteln in einer Weise tätig sein, 
welche die Gefahr mit sich bringt, daß Krankheits­
erreger auf andere Personen oder Lebensmittel über­
tragen werden. Das Bezirksgesundheitsamt kann auch 
eine besondere Absonderung derjenigen Bazillen­
ausscheider anordnen, die den Verhaltungsmaßregeln 
nicht nachkommen oder durch ihr Verhalten ihre Um­
gebung gefährden.

§ 14
Zur Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten kann 

auf Antrag des Bezirksgesundheitsa'mts unter Zustim­
mung des Magistrats — Abteilung für Gesundheitsdienst 
— die Benutzung von Brunnen, Teichen, Seen, Wasser­
läufen, Wasserleitungen sowie der dem öffentlichen Ge­
brauch dienenden Bade-, Schwimm- und Bedürfnis­
anstalten verboten oder beschränkt werden.

§ 15
Die Vertilgung von tierischen Schädlingen, die zur 

Weiterverbreitung übertragbarer Krankheiten beitragen, 
kann angeordnet werden.

§ 16
Für die Aufbewahrung, Einsargung, Beförderung und 

Bestattung der Leichen von Personen, die an einer über­
tragbaren Erkrankung gestorben sind, können besondere 
Vorsichtsmaßnahmen angeordnet werden

§ 17
Personen, die an einer übertragbaren Krankheit im 

Sinne der Verordnung leiden, haben die Pflicht, sich 
von einem approbierten Arzt behandeln zu lassen. Die 
ambulante Behandlung der Erkrankungen des § 1 D soll 
möglichst durch Fachärzte erfolgen.

§ 18
Der Magistrat — Abteilung für Gesundheitsdienst — 

bestimmt nach Anhören der Bezirksgesundheitsämter für 
alle Krankenanstalten, in welchem Umfange Einrich­
tungen zur Unterbringung der nach § 7 dieser Verordnung 
Behandlungsbedürftigen zur • Verfügung zu stellen bzw. 
zu schaffen sind. Nichtstädtischen Krankenanstalten kann 
auf Antrag geldliche oder sachliche Beihilfe gewährt 
werden.


